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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

eine Verordnung des Rates über die Mitteilung von 
Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Inter- 
esse in den Bereichen der Erdöl-, Erdgas- und 
Elektrizitätswirtschaft 

eine Verordnung des Rates über die Mitteilung der be- 
absichtigten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen an 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

(Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschusses) 


A. Problem 

Die Schaffung einer gemeinsamen Energiepolitik macht eine 
genaue Kenntnis 

a) der Investitionsvorhaben in den Bereichen der Erdöl-, Erd- 
gas- und Elektrizitätswirtschaft und 

b) der Herkunft und Qualität der importierten Kohlenwasser- 
stoffe 

erforderlich. 


B. Lösung 

Die Kommission legt deshalb einen Verordnungsentwurf des 

Rates vor, wonadi 

a) alle Unternehmen der Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitäts- 
wirtschaft verpflichtet werden sollen, ihre Investitionsvor- 
haben detailliert und unmittelbar der Kommission zu melden 
und 

b) alle Personen und Unternehmen verpflichtet werden sollen, 
der Kommission unmittelbar Angaben über Kohlenwasser- 
stoffeinfuhren ab einer bestimmten Mindestgröße zu melden. 
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C. Alternativen 

Die Meldungen zu a) und b) sollten über die zuständigen Regie- 
rungsstellen der Mitgliedstaaten an die Kommission geleitet 
werden. Sie sollten auf Vorhaben von Gemeinschaftsinteresse 
beschränkt werden. 


D. Kosten 


Keine. 
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Sdiriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschläge der Kommission für 

eine Verordnung des Rates über die Mitteilung von Investi- 
tionsvorhaben von gemeinschaftlichem Interesse in den Be- 
reichen der Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätswirtschaft 

eine Verordnung des Rates über die Mitteilung der beabsichtig- 
ten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

— Drucksache VI/297 — 


A. Bericht des Abgeordneten Springorum 


I. 

Die Vorschläge der Kommission — Drucksache 
VI/297 — wurden mit Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß hat die Vorlage in seiner 17. Sitzung am 
24. September 1970 beraten. 

II. 

Die Kommission erbittet über eine Verordnung 
des Rates die Ermächtigung, detaillierte und regel- 
mäßige Meldungen über Investitionsvorhaben in 
den Bereichen der Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitäts- 
wirtschaft sowie über beabsichtigte Einfuhren von 
Kohlenwasserstoffen von den betroffenen Unterneh- 
men verlangen zu können. Die Investitionsmeldun- 
gen sollen die Kommission in den Stand setzen, eine 
Übersicht über Investitionsvorhaben und Investi- 
tionsausweitungen in den einzelnen Sparten der 
Energiewirtschaft als Grundlage für die Entwicklung 
einer gemeinsamen Energiepolitik zu erhalten. 

Die Meldungen über beabsichtigte Kohlenwasser- 
stoffeinfuhren sollen es ihr ermöglichen, eine ein- 
heitliche Mineralölpolitik für die Mitgliedstaaten zu 


entwickeln. Wegen der Notwendigkeit dieser Maß- 
nahmen im einzelnen wird auf die ausführliche Be- 
gründung, die dem Kommissionsvorschlag beigefügt 
ist, verwiesen. 

III. 

a) Der Ausschuß hat anerkannt, daß die Kommis- 
sion zur Verwirklichung einer gemeinsamen 
Energiepolitik der erbetenen Meldungen bedarf. 
Ähnliche Meldungen erhält die Kommission 
schon für die Bevorratung von Mineralöl und auf 
Grund des Montan-Vertrages für den Bereich der 
Kohle; ebenso werden Meldungen auf Grund des 
Euratom-Vertrages erstattet. Es wird hier also 
nur eine Informationslücke geschlossen, um der 
Kommission die notwendigen und vollständigen 
Kenntnisse anhand zu geben, die für die Ent- 
wicklung einer gemeinsamen Energiepolitik er- 
forderlich sind. Der Ausschuß ist aber der Auf- 
fassung, daß es für die Zwecke der EG genügen 
sollte, nur Vorhaben von Gemeinschaftsinteresse 
zur Aufgabe der so detaillierten Investitionsmel- 
dungen meldepflichtig zu machen. Um mögliche 
Umgehungen zu vermeiden, sollte der Begriff des 
„Gemeinschaftsinteresses" in der Verordnung 
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hinreichend definiert werden. Die Investitions- 
meldungen sollten im übrigen ebenso wie die 
Meldungen über Kohlenwasserstoff-Importe über 
die zuständigen Regierungsstellen der Mitglied- 
staaten an die Gemeinschaft gelangen, wobei die 
Meldungen als spezifizierte Globalmeldungen 
weiterzuleiten wären. 

b) Der Ausschuß hat sodann geprüft, ob eine Richt- 
linie des Rates, die die Mitgliedstaaten verpflich- 
tet, in eigener Zuständigkeit die entsprechenden 
Vorschriften zu erlassen, ausreichen würde, um 
die notwendigen Informationen zu beschaffen. 
Eine solche Richtlinie würde den nationalen Re- 
gierungen eine größere Flexibilität in der Durch- 
führung gestatten. Dem wurde entgegengehalten, 
nur auf Grundlage einer Verordnung des Rates 
könne ein Meldesystem entwickelt werden, das 
in allen Mitgliedstaaten einheitliche und unmit- 
telbar gelte. Dies sei deshalb wichtig, weil nur 
Daten, die nach einheitlichen Grundsätzen ermit- 
telt würden, zur Grundlage für die Entwicklung 


gemeinsamer Politiken gemacht werden könnten. 
Hinzu komme, daß die auf Grund von Richtlinien 
in den Mitgliedstaaten zu erlassenden Rechtsvor- 
schriften weder zeitlich noch sachlich kongruent 
in den Mitgliedstaaten in Kraft treten würden 
und somit die Kommission gehindert werden 
könnte, baldmöglichst eine gemeinsame Energie- 
politik zu entwickeln. Die Mehrheit des Aus- 
schusses empfiehlt daher, es insoweit bei dem 
Vorschlag der Kommission zu belassen. 

c) Der Ausschuß bittet schließlich die Bundesregie- 
rung, bei ihren weiteren Verhandlungen im Aus- 
schuß der ständigen Vertreter nachdrücklich dar- 
auf hinzuwirken, daß diese Meldungen nicht zum 
Ausgangspunkt für spätere mögliche Investitions- 
kontrollen oder sogar Investitionsplanungen ge- 
macht werden dürfen. 

Namens des Ausschusses empfehle ich, von dem 
Verordnungsentwurf in Verbindung mit der nach- 
stehenden Entschließung Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 6. Oktober 1970 


Springorum 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Vorschlägen der Kommission — Druck- 
sache VI/297 — Kenntnis zu nehmen; 

2, die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weite- 
ren Beratungen in Brüssel darauf hinzuwirken, 
daß 

a) die notwendigen Meldungen nur für Vor- 
haben von Gemeinschaftsinteresse verlangt 
werden. 


b) die Meldungen durch Vermittlung der zustän- 
digen Stellen der Regierungen der Mitglied- 
staaten an die Kommission geleitet werden, 

c) die statistischen Angaben von der Kommission 
in Zukunft nicht als Grundlage für eine Inve- 
stitionskontrolle oder Investitionsplanung 
oder Einfuhrplanung verwendet werden dür- 
fen. 


Bonn, den 6. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Springorum 

Berichterstatter 



